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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Errichtung eines Bundeswirtschafts- und 

Sozialrates 

[Antrag der Abgeordneten Dichgans, Blank, Dr. Becker 
(Mönchengladbach), Dr. Unland, Russe und Genossen] 


A. Problem 

Die Stellungnahmen der Verbände zu Vorhaben der Gesetz- 
gebung sind so umfangreich und zuweilen so widersprüchlich, 
daß der einzelne Abgeordnete daraus oft nur schwer eine trag- 
fähige Gesamtinformation erhält, zumal da er das Gewicht der 
einzelnen Stellungnahmen häufig nicht übersehen kann. Eine 
bloße Synopse der Meinungen, welche der Wissenschaftliche 
Dienst liefern kann, löst das Problem nicht. 


B. Lösung 

Ein Bundeswirtschafts- und Sozialrat sollte die verschiedenen 
Meinungen in einer Gesamtstellungnahme, mit Mehrheits- und 
Minderheitsvoten, für das Parlament übersichtlich aufarbeiten. 
Er sollte nur tätig werden, wenn ein Gesetzgebungsorgan ihm 
einen Auftrag erteilt und nicht das Recht zur eigenen Gesetzes- 
initiative erhalten. Ähnliche Räte gibt es in allen anderen Län- 
dern der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und auch in der 
Gemeinschaft selbst. 


C. Alternative 

Keine 


D. Kosten 

Verwaltungskosten für die Geschäftsstelle des Wirtschafts- und 
Sozialrates und vielleicht Reisekosten für die Mitglieder des 
Rates. Sie hängen von der Mitgliederzahl und dem Umfang der 
Aufgaben des Wirtschafts- und Sozialrates ab. 
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Antrag 

der Abgeordneten Dichgans, Blank, Dr. Becker (Mönchenglad- 
bach), Dr. Unland, Russe und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Errichtung eines Bundeswirtschafts- und Sozialrates 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Errichtung 

Es wird ein Bundeswirtschafts- und Sozialrat er- 
richtet. Er hat seinen Sitz am Ort des Bundestages. 

§ 2 

Aufgaben 

(1) Der Bundeswirtschafts- und Sozialrat berät 
unter Berücksichtigung der gesamtwirtschaftlichen 
Lage den Bundestag und den Bundesrat auf deren 
Verlangen in wirtschafts- und sozialpolitischen Fra- 
gen. Auf Verlangen des Bundestages oder des Bun- 
desrates erstattet er Gutachten und nimmt zu Ent- 
würfen von Gesetzen und Verordnungen Stellung. 

(2) Die Bundesregierung soll wirtschafts- und 
sozialpolitische Gesetzentwürfe von grundlegender 
Bedeutung mit dem Einbringen beim Bundesrat dem 
Bundeswirtschafts- und Sozialrat zur Stellungnahme 
vorlegen. 

(3) In den Stellungnahmen sind abweichende Mei- 
nungen von Minderheiten auf deren Verlangen dar- 
zustellen. 

§ 3 

Zusammensetzung 

(1) Der Bundeswirtschafts- und Sozialrat besteht 
aus sechzig Mitgliedern. 


(2) Bei der Zusammensetzung ist die wirtschaft- 
liche und soziale Struktur der Bundesrepublik 
Deutschland angemessen zu berücksichtigen. Zu be- 
rufen sind 

a) je vierundzwanzig verantwortliche Repräsentan- 
ten der Organisationen der Unternehmen und der 
Gewerkschaften. Sie müssen mindestens zur 
Hälfte gewählte Vorsitzende oder Präsidenten 
der jeweiligen Organisation sein, 

b) zwölf Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens, 
die nicht unter Buchstabe a fallen. Sie sollen 
besondere Kenntnisse in wirtschafts- und sozial- 
politischen Fragen besitzen. 

§ 4 

Persönliche Voraussetzungen 

Als Mitglieder des Bundeswirtschafts- und Sozial- 
rates können nur Personen berufen werden, die in 
den Bundestag gewählt werden können und die nicht 
der Regierung oder den gesetzgebenden Körper- 
schaften des Bundes oder eines Landes angehören. 

§ 5 

Berufung 

(1) Die Mitglieder des Bundeswirtschafts- und 
Sozialrates werden von dem Bundespräsidenten auf- 
grund von Vorschlägen nach Absatz 2 berufen. 

(2) Vorschlagsberechtigt sind 
zu § 3 Abs. 2 Satz 2 Buchstabe a: 

für je vierundzwanzig Mitglieder die Spitzenorgani- 
sationen der Unternehmen und der Gewerkschaften; 
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zu § 3 Abs. 2 Satz 2 Buchstabe b: 

für je sechs Mitglieder der Bundestag und der Bun- 
desrat; jeder Vorschlag bedarf einer Mehrheit von 
zwei Dritteln der Mitglieder des Bundestages oder 
zwei Dritteln der Stimmen des Bundesrates. 

§ 6 

Erwerb der Mitgliedschaft 

Die Mitgliedschaft im Bundeswirtschafts- und So- 
zialrat wird durch schriftliche Annahmeerklärung 
gegenüber dem Bundespräsidenten erworben. Geht 
die Annahmeerklärung nicht innerhalb von zwei 
Wochen nach Zugang der Berufung ein oder wird 
die Annahme unter Vorbehalt erklärt, so gilt die 
Berufung als abgelehnt. 

§ 7 

Dauer der Mitgliedschaft 

(1) Die Dauer der Mitgliedschaft beträgt vier 
Jahre. 

(2) Die Wiederberufung ist zulässig. 

(3) Die Mitgliedschaft endet mit dem Ablauf der 
Berufung oder durch schriftliche Niederlegungser- 
klärung gegenüber dem Bundespräsidenten. 

(4) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so wird 
für die restliche Dauer seiner Mitgliedschaft ein 
neues Mitglied berufen. Die für die Berufung des 
ausgeschiedenen Mitglieds geltenden Vorschriften 
sind entsprechend anzuwenden. 

§ 8 

Pflichten der Mitglieder 

Die Mitglieder des Bundeswirtschafts- und Sozial- 
rates haben Verschwiegenheit zu bewahren über 
ihnen in dieser Eigenschaft bekanntgewordene Be- 
triebs- und Geschäftsgeheimnisse sowie über son- 
stige Angelegenheiten, soweit diese vom Vorsitzen- 
den der Vollversammlung oder des Ausschusses für 
vertraulich erklärt worden sind. Das gilt auch für 
die Zeit nach dem Ausscheiden aus dem Bundeswirt- 
schafts- und Sozialrat 

§ 9 

Rechte der Mitglieder 

(1) Die Mitglieder sind berechtigt, über Personen, 
die ihnen in ihrer Eigenschaft als Mitglieder des 
Bundeswirtschafts- und Sozialrates oder denen sie 
in dieser Eigenschaft Tatsachen anvertraut haben, 
sowie über diese Tatsachen selbst das Zeugnis zu 
verweigern. Soweit dieses Zeugnisverweigerungs- 
recht reicht, ist die Beschlagnahme von Schriftstücken 
unzulässig. 

(2) Niemand darf gehindert werden, das Amt 
eines Mitglieds des Bundeswirtschafts- und Sozial- 
rates zu übernehmen. Mitglieder des Bundeswirt- 


schafts- und Sozialrates dürfen in der Ausübung 
dieses Amtes nicht beschränkt und wegen der Über- 
nahme und der Ausübung nicht benachteiligt wer- 
den. 

(3) Ein Mitglied des Bundeswirtschafts- und So- 
zialrates darf zu keiner Zeit wegen seiner Abstim- 
mung oder wegen einer Äußerung, die er im Bun- 
deswirtschafts- und Sozialrat oder in einem seiner 
Ausschüsse getan hat, gerichtlich oder dienstlich 
verfolgt oder sonst außerhalb des Bundeswirtschafts- 
und Sozialrates zur Verantwortung gezogen werden. 
Dies gilt nicht für verleumderische Beleidigung. 

(4) Die Mitglieder des Bundeswirtschafts- und 
Sozialrates üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. 

(5) Die Mitglieder haben Anspruch auf angemes- 
sene und gleichmäßige Entschädigung für Zeitauf- 
wand sowie auf Auslagenersatz. 

§ 10 

Organe 

Die Organe des Bundeswirtschafts- und Sozial- 
rates sind 

a) die Vollversammlung, 

b) das Präsidium, 

c) die Ausschüsse. 

§ 11 

Zusammentritt 

(1) Die Vollversammlung wird durch den Präsi- 
denten einberufen. Er hat sie einzuberufen, wenn 
das Präsidium die Einberufung beschließt oder der 
Bundestag, der Bundesrat oder die Bundesregierung 
dies verlangen. Zeit und Ort sowie die Tagesord- 
nung der Sitzungen der Vollversammlung sind dem 
Präsidenten des Bundestages, dem Präsidenten des 
Bundesrates und der Bundesregierung mitzuteilen. 

(2) Den Vorsitz in der Vollversammlung führt der 
Präsident. 

(3) Die Vollversammlung verhandelt öffentlich. 
Auf Antrag des Bundestages, des Bundesrates, der 
Bundesregierung oder von zwölf Mitgliedern des 
Bundeswirtschafts- und Sozialrates kann mit Zwei- 
drittelmehrheit die Öffentlichkeit ausgeschlossen 
werden, über den Antrag wird in nichtöffentlicher 
Sitzung entschieden. 

§ 12 

Organisation 

(1) Die Vollversammlung beschließt die zur 
Wahrnehmung der Aufgaben des Bundeswirtschafts- 
und Sozialrates erforderlichen Maßnahmen. 

(2) Die Vollversammlung gibt dem Bundeswirt- 
schafts- und Sozialrat eine Geschäftsordnung. Sie 
bedarf der Genehmigung der Präsidenten des Bun- 
destages und des Bundesrates. 
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§ 13 

Zusammensetzung und Wahl 

(1) Das Präsidium besteht aus einem Präsidenten, 
zwei Vizepräsidenten und vier weiteren Mitgliedern 
des Wirtschafts- und Sozialrates. 

(2) Die Vollversammlung wählt das Präsidium 
für jeweils zwei Jahre. Die Wiederwahl eines oder 
mehrerer Mitglieder ist zulässig. 

§ 14 

Ausschüsse 

Die Vollversammlung setzt zur Vorbereitung der 
Verhandlungen ständige Ausschüsse ein. Zur Erledi- 
gung einzelner Aufgaben können nichtständige Aus- 
schüsse errichtet werden. Das Nähere regelt die Ge- 
schäftsordnung. 

§ 15 

Beschlußfähigkeit, Beschlußfassung 

(1) Die Organe des Bundeswirtschafts- und So- 
zialrates sind beschlußfähig, wenn die Hälfte ihrer 
Mitglieder anwesend ist. 

(2) Beschlüsse werden mit der Mehrheit der ab- 
gegebenen Stimmen gefaßt; für die von den Organen 
vorzunehmenden Wahlen kann die Geschäftsord- 
nung abweichende Regelungen vorsehen. 

§ 16 

Zutrittsrecht 

Beauftragte des Bundestages, des Bundesrates und 
der Bundesregierung haben zu den Sitzungen der 
Vollversammlung und der Ausschüsse Zutritt. Ihnen 
ist auf Verlangen jederzeit das Wort zu erteilen. 

§ 17 

Auskunfterteilung 

Die Bundesregierung erteilt dem Bundeswirt- 
schafts- und Sozialrat die Auskünfte, die dieser zur 
Wahrnehmung seiner Aufgaben benötigt, 

§ 18 

Berichterstattung 

Wahrheitsgetreue Berichte über öffentliche Sitzun- 
gen der Vollversammlung und der Ausschüsse blei- 
ben von jeder Verantwortlichkeit frei. 

§ 19 

Strafbestimmungen 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in seiner 
Eigenschaft als Mitglied des Bundeswirtschafts- und 
Sozialrates bekanntgeworden ist, unbefugt offenbart, 


wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geld- 
strafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. In glei- 
cher Weise wird bestraft, wer vorsätzlich sonstige 
Tatsachen, Maßnahmen oder Pläne, die ihm in dieser 
Eigenschaft bekanntgeworden sind, offenbart und da- 
durch wichtige öffentliche oder private Interessen 
gefährdet. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Gefäng- 
nis bis zu zwei Jahren; daneben kann auf Geldstrafe 
erkannt werden. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
oder des Präsidenten verfolgt. 

§ 20 

Ermächtigung 

Die Präsidenten des Bundestages und des Bundes- 
rates werden ermächtigt, Rechtsverordnungen zur 
Durchführung dieses Gesetzes zu erlassen über 

1. das Verfahren der Berufung und der Abberufung, 

2, die Entschädigung der Mitglieder und von Sach- 
verständigen. 

§ 21 

Kosten 

(1) Die Kosten des Bundeswirtschafts- und Sozial- 
rates trägt der Bund. 

(2) Auf die Aufstellung und Ausführung des 
Haushaltsplans, die Zahlungen, die Buchführung, 
die Rechnungslegung und die Rechnungsprüfung des 
Bundeswirtschafts- und Sozialrates sind die für den 
Bund jeweils geltenden Vorschriften anzuwenden. 

§ 22 

Uberleitungsbestimmungen 

(1) Die Berufungsvorschläge (§ 5) sind erstmalig 
sechs Monate nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
bei dem Bundespräsidenten einzureichen. Die Beru- 
fungen sollen innerhalb von zwei Monaten nach Ab- 
lauf der in Satz 1 genannten Frist vorgenommen 
werden. Die Dauer der Berufung der ersten Mit- 
glieder des Bundeswirtschafts- und Sozialrates be- 
ginnt mit dem Zeitpunkt der ersten Vollversamm- 
lung. 

(2) Der Bundeswirtschafts- und Sozialrat ist zur 
ersten Vollversammlung innerhalb von neun Mona- 
ten nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes durch die 
berufende Stelle einzuberufen. 

(3) In der ersten Vollversammlung ist das Präsi- 
dium zu wählen. Bis dahin führt das dem Lebensalter 
nach älteste Mitglied des Bundeswirtschafts- und 
Sozialrates den Vorsitz. 
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§ 23 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsge- 
setzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im 


Land Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsge- 
setzes. 

§ 24 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit dem Beginn des . . , Mo- 
nats nach seiner Verkündung in Kraft. 


Bonn, den 16. August 1971 


Dichgans 

Blank 

Dr. Becker (Mönchengladbach) 
Dr. Unland 
Russe 
Dr. Arnold 
Berding 
Breidbadi 
Brück (Köln) 

Dr. Gruhl 


Katzer 

Köster 

Krampe 

Link 

Mick 

Müller (Aachen-Land) 
Müller (Berlin) 
Müller (Niederfischbach) 
Orgaß 


Petersen 
Dr. Finger 

Frau Schroeder (Detmold) 
Varelmann 
Vogt 

Dr. Freiherr von Weizsäcker 
Frau Dr, Wolf 
Ziegler 
Zink 
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Begründung 


A. Allgemeines 

1. Hilfe für den Bundestagr ein Beitrag zur Parla- 
mentsreform 

Die Struktur unserer pluralistischen Gesellschaft 
wird immer komplizierter. Ein Parlamentarier ist 
kaum mehr in der Lage, diese Struktur voll zu über- 
blicken. Jedes Taschenbuch der Verbände und Orga- 
nisationen zeigt seine Vielfalt. Die zahlreichen Ver- 
bände der Industrie, des Handels, des Handwerks, 
der Arbeitnehmer, der Beamten, der Arbeitgeber, 
Banken, Versicherungen, Landwirtschaft und freien 
Berufe nehmen in der Öffentlichkeit, aber auch in 
Schreiben an die Mitglieder des Bundestages zur 
Fülle der Fragen unseres wirtschaftlichen und so- 
zialen Lebens Stellung. Die Stellungnahmen, häufig 
von hohem Rang, widersprechen sich oftmals. Dem 
Abgeordneten fällt es schwer, die unterschiedlichen 
Meinungen und Begründungen auf einen Nenner 
zu bringen und daraus eine fundierte eigene Mei- 
nung zu destillieren. Das gilt selbst für den alljähr- 
lichen Bericht der Sachverständigen, die auf Grund 
des Gesetzes vom 14. August 1963 „zur periodischen 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick- 
lung in der Bundesrepublik Deutschland und zur 
Erleichterung der Urteilsbildung bei allen wirt- 
schaftspolitisch verantwortlichen Instanzen sowie in 
der Öffentlichkeit" berufen werden. Die Problematik 
dieses fünfköpfigen Sachverständigenrates hat sich 
in den letzten Jahresberichten gezeigt. Sie enthiel- 
ten umfangreiches und höchst instruktives Material. 
Die Sachverständigen deuteten dieses Material in 
einigen Fällen vielleicht zu einseitig. Manche ihrer 
Prognosen erwiesen sich als falsch. Daraus sollte 
man den Mitgliedern des Sachverständigenrates 
keine Vorwürfe machen. Aber die amtliche Autori- 
tät, die einige wenige Spezialisten, untereinander 
z. T. noch zerstritten, auf diese Weise erhalten, ist 
problematisch. Man sollte deshalb alle diese sach- 
verständigen Meinungen, die der berufenen ebenso 
wie der spontan sich äußernden Sachverständigen 
über einen Wirtschafts- und Sozialrat zu einer abge- 
wogenen Gesamtdarstellung zusammenfassen, die 
den Abgeordneten zuverlässig informiert, mit Mehr- 
heits- und Minderheitsmeinungen. Deshalb ist der 
Vorschlag zur Errichtung eines Wirtschafts- und 
Sozialrates in erster Linie als ein Beitrag zur Parla- 
mentsreform zu verstehen. 

2. Abgrenzung gegenüber dem Bundestag 

Ein Bundeswirtschafts- und Sozialrat kann seiner 
Natur nach nur informieren und beraten, nicht ent- 
scheiden. Ist eine Frage politisch streitig, so muß 
das Parlament mit seinen herkömmlichen Abstim- 
mungsmethoden entscheiden. Der Einfluß, den der 
Beschluß des Wirtschafts- und Sozialrates auf den 


Bundestag hat, wird von zwei Faktoren abhängen: 
Erstens von der Zusammensetzung dieses Rates. 
Wird es gelingen, die Spitzensprecher der großen 
Kräfte der Gesellschaft in diesen Rat hineinzuholen? 
Das ist wahrscheinlich. Zweitens von dem Grad der 
Übereinstimmung, der im Wirtschafts- und Sozialrat 
erzielt wird: Ein einstimmiger Beschluß hat natur- 
gemäß eine stärkere politische Wirkung als wider- 
sprechende Mehrheits- und Minderheitsvoten. So- 
weit es jedoch zu Mehrheits- und Minderheitsvoten 
kommt, hängt ihre Wirkung von dem Einfluß ab, 
den die verschiedenen Gruppen auf die öffentliche 
Meinung haben, nicht von der Zahlenrelation, in der 
diese Gruppen im Wirtschafts- und Sozialrat ver- 
treten sind. Wenn man dies bedenkt, wird auch der 
Streit um die Sitzverteilung entschärft. 

Der Wirtschafts- und Sozialrat soll auf den Bundes- 
tag hinarbeiten, dem er institutionell zugeordnet ist. 
Das kommt der Qualität unserer Gesetzgebung zu- 
gute. 

Es ist nicht ausgeschlossen, daß Beschlüsse des Wirt- 
schafts- und Sozialrates, wenn sie einstimmig gefaßt 
werden, über die öffentliche Meinung einen gewis- 
sen Druck auf das Parlament ausüben. Aber das ist 
nichts Neues. Forderungen der Gewerkschaften 
haben auch heute schon politische Wirkungen. Man 
darf jedoch erwarten, daß ein Wirtschafts- und 
Sozialrat die gesamtwirtschaftlichen Notwendigkei- 
ten stärker in seine Überlegungen einbezieht als die 
isolierten Stellungnahmen von Interessenverbänden. 

Die Arbeitnehmerkammern, die in einigen Ländern 
schon existieren, in anderen geplant sind, werden 
vom Wirtschafts- und Sozialrat nicht berührt, öb 
man auf die Dauer Querverbindungen schaffen kann, 
muß geprüft werden. 

3. Verfassungsänderung ? 

Eine Verfassungsänderung ist so lange entbehrlich, 
als man die Funktion des Rates auf die Beratung 
beschränkt, ohne ihm formelle Befugnisse im Gesetz- 
gebungsverfahren zu geben (z. B. ein Recht der Ge- 
setzesinitiative). 

4. Der Reichswirtschaftsrat 

Schon Bismarck hatte die Berufung eines Wirt- 
schaftsrates erwogen. Die Weimarer Reichsverfas- 
sung sah einen Reichswirtschaftsrat vor. Daraufhin 
wurde 1920 der Vorläufige Reichswirtschaftsrat mit 
326 Mitgliedern geschaffen, je 128 Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern und 70 „Sonstigen". Dieses Gremium 
erwies sich wegen seiner Größe nur als beschränkt 
arbeitsfähig. Der Vorläufige Reichswirtschaftsrat hat 
jedoch in einigen seiner Ausschüsse nützliche Arbeit 
geleistet und schwierige Tatbestände, z. B. im Kar- 
tellwesen, dem Gesetzgeber verständlich gemacht. 


5 



Drucksache VI/2514 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


5. Bestehende ähnliche Räte 

Bei der Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten arbeiten der Beratende Ausschuß der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl mit 51 
Mitgliedern (je einem Drittel Produzenten, Arbeit- 
nehmern und Verbrauchern) sowie der Gemeinsame 
Wirtschafts- und Sozialausschuß der Europäischen 
Wirtschafts- und Atomgemeinschaft mit 101 Mit- 
gliedern (27 Arbeitgebern, 33 Arbeitnehmern und 
41 Vertretern der Allgemeininteressen). Die beiden 
Ausschüsse haben sich gut bewährt. Die ständige 
Zusammenarbeit zwischen den führenden Sprechern 
der verschiedenen Lebensbereiche hat ein sachlich 
fruchtbares Verhandlungsklima entstehen lassen. 

In Frankreich, Italien, Belgien, den Niederlanden 
arbeiten ähnliche Gremien. 

6. Die Behandlung des Themas in der Bundes- 
republik 

Der Parlamentarische Rat hat in das Grundgesetz 
der Bundesrepublik Deutschland einen Bundeswirt- 
schaftsrat bewußt nicht aufgenommen. Trotzdem ist 
in den ersten Jahren nach 1949 in politisch inter- 
essierten Kreisen insbesondere der Arbeitnehmer, 
aber auch in Bundesministerien über die Errichtung 
eines Bundeswirtschafts- und Sozialrates beraten 
worden. Auch der Bundestag hat sich gelegentlich, 
wenn auch nicht sehr vertieft, mit dem Thema be- 
faßt. In den Diskussionen wurde eingewandt, die 
Bundesrepublik brauche kein drittes Parlament. In 
den letzten Jahren hat die Bedeutung der Kräfte der 
Gesellschaft, insbesondere der Tarifpartner, ständig 
zugenommen. Die Personal- und Sozialausgaben des 
Bundeshaushalts, mehr als 40 Vo der Gesamtsumme, 
werden heute de facto von dem Verhalten der Tarif- 
partner gesteuert. Das legt den Vorschlag nahe, 
diese Kräfte in einem Bundeswirtschafts- und Sozial- 
rat verantwortlich einzuschalten. 


B. Im einzelnen 

1. Zu § 2 Initiativrecht 

Ein Gesetzesinitiativrecht ist nicht vorgesehen. 

2. Zu § 3 Zusammensetzung und Mitgliedschaft 

Ein Bundeswirtschafts- und Sozialrecht sollte, wenn 
er Bedeutung bekommen soll, nicht zu groß sein. 60 
Mitglieder dürften ausreichen, um unser Wirtschafts- 
und Sozialleben ausreichend und trotzdem wirkungs- 
voll zu repräsentieren. 


Je 24 Mitglieder sollen verantwortliche Repräsen- 
tanten der Organisationen der Unternehmen und 
der Gewerkschaften sein und von den jeweiligen 
Spitzenorganisationen vorgeschlagen werden. Sie 
müssen mindestens zur Hälfte gewählte Vorsitzende 
oder Präsidenten der jeweiligen Organisation sein. 

12 Mitglieder sollten Vertreter des öffentlichen 
Lebens sein. 

Das Verhältnis 2:2:1, das dabei entsteht, entspricht 
der Aufteilung des Vorläufigen Reichswirtschafts- 
rates. 

Da wir alle Verbraucher sind, sollte an eine beson- 
dere Vertretung nicht gedacht werden. Es würde 
schwer sein, vorschlagsberechtigte Organisationen 
für diese Gruppe im Gesetz festzulegen. Am gerech- 
testen dürfte es sein, daß der Bundestag und der 
Bundesrat je die Hälfte der 12 Mitglieder Vorschlä- 
gen. 

3. Zu § 5 Berufung 

Es wird angestrebt, daß die Organisationen der 
Unternehmen und der Gewerkschaften ihre wichtig- 
sten Repräsentanten als Mitglieder des Bundeswirt- 
schafts- und Sozialrates vorschlagen. Um dies zu 
erreichen, ist vorgesehen, daß der Bundespräsident 
die Berufung der Mitglieder vornimmt. 


4, Zu § 7 Dauer der Mitgliedschaft 

Die Dauer der Mitgliedschaft beträgt vier Jahre. 
Eine Wiederberufung ist zulässig. Es sollte erwogen 
werden, die Hälfte der Mitglieder bis zur Mitte der 
übernächsten Legislaturperiode des Bundestages zu 
berufen. Eine solche Regelung würde der Kontinui- 
tät der Arbeit des Bundeswirtschafts- und Sozial- 
rates dienen. Auch ist eine Vorschrift zu erwägen, 
nach welcher die Mitglieder bis zur Bestellung eines 
Nachfolgers Mitglied bleiben, es sei denn, daß ein 
Mitglied seine Mitgliedschaft durch schriftliche Nie- 
derlegungserklärung gegenüber dem Bundespräsi- 
denten niederlegt. 

5. Zu § 21 Verwaltung 

Der Bundeswirtschafts- und Soizalrat soll sich mög- 
lichst der Dienste des Bundestages bedienen. 


6. Zu den übrigen Paragraphen 

Eine besondere Begründung erscheint nicht erforder- 
lich. 
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